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EDITORIAL

Arbeitsmarktreformen und Mindestlöhne
Marcel Thum

Seit Jahren verlangen internationale Institutionen wie
die OECD oder der IWF eine Deregulierung des deut-
schen Arbeitsmarktes. Mit den HARTZ-Gesetzen hat
sich die Politik in Deutschland nun in die richtige Rich-
tung bewegt, nämlich hin zu mehr Flexibilität am
Arbeitsmarkt. Bei der sicher noch lange anhaltenden
Reformdiskussion ist zu hoffen, dass auch die nächs-
ten Politikschritte wieder Restriktionen beseitigen,
statt neue Hindernisse aufzubauen. In der Vergan-
genheit folgte jedoch häufig auf eine Flexibilisierung
eine neue Regulierung: ein Schritt vor, einer zurück.
Die Mailänder Stiftung „Fondazione Rodolfo DeBene-
detti“ beobachtet die sozialen Reformen in Europa
und erstellt unter anderem einen Index für Arbeits-
marktreformen. Dieser Index weist für Deutschland
für die letzten zehn Jahre acht Deregulierungsge-
setze, aber auch fünf Maßnahmen aus, die zu einer
strikteren Regulierung führten (http://www.frdb.org).

Ein solcher Schritt rückwärts wäre sicherlich die Ein-
führung von Mindestlöhnen, die von einigen SPD-
Politikern und Gewerkschaftern nun erneut und nach-
drücklicher als in der Vergangenheit gefordert wird.
Von 1.200 ¡ oder gar 1.500 ¡ für eine Vollzeit-
beschäftigung ist hier die Rede. Das erklärte und
berechtigte Ziel ist die Sicherung eines angemesse-
nen Lebensstandards für gering qualifizierte Arbeits-
kräfte, deren verfügbare Einkommen von zuneh-
mender internationaler Konkurrenz und steigenden
Abgaben bedroht sind. Der Versuch, durch Mindest-
löhne diese Entwicklung aufhalten zu wollen, würde
jedoch nur zusätzliche Jobs kosten, ohne den Arbeit-
nehmern wirklich zu helfen.

Bei der Diskussion um Mindestlöhne wird gerne 
übersehen, dass wir in Deutschland bereits einen
impliziten Mindestlohn haben. Denn kaum ein Arbeit-
nehmer wird einen Job annehmen, bei dem er 
– trotz Arbeit – weniger ausgezahlt bekommt als vom
Sozialamt. Das ist ja gerade das Dilemma im 
deutschen Arbeitsmarkt: Für gering qualifizierte
Arbeitskräfte lohnt es sich – wegen der Sozialhilfe 
und der implizierten Besteuerung – nicht, zu Löhnen
zu arbeiten, die ihrer Produktivität entsprechen. Und

zu Löhnen, die für sie attraktiv wären, können sie 
von den Unternehmen nicht profitabel beschäftigt
werden. Der implizite Mindestlohn der Sozialhilfe 
verhindert bisher die Beschäftigung vieler Gering-
qualifizierter.

Dieser implizite Mindestlohn könnte etwas absinken,
wenn ab 2005 die Zumutbarkeitsregeln bei Beziehern
des Arbeitslosengeldes II verschärft werden. Wer
Transfers vom Staat erhalten will, muss auch bereit
sein, Tätigkeiten unter seinem bisherigen Lohnniveau
– und gegebenenfalls auch im Niedriglohnbereich –
zu akzeptieren. Sich diesen Beschäftigungen im
Niedriglohnbereich mit Mindestlöhnen zu widerset-
zen, ist jedoch kontraproduktiv. Alles, was man damit
erreicht, ist, dass diese Menschen statt einer niedrig
entlohnten Tätigkeit überhaupt keine Beschäftigung
mehr finden. 

Denn alle Jobs, die den Mindestlohn von 1.200 ¡

oder 1.500 ¡ nicht erwirtschaften, werden langfristig
verschwinden und das Heer der Arbeitslosen mit
niedriger Qualifikation wird weiter wachsen. Gerade in
den neuen Bundesländern ist dieses Arbeitsmarkt-
segment nicht zu vernachlässigen. Fast 10 % der
Vollzeit beschäftigten Arbeiter und Angestellten hat-
ten 2001 einen Bruttomonatsverdienst von unter
1.200 ¡. Zwingt man die Unternehmen, mindestens
1.200 ¡ an jeden vollbeschäftigten Arbeitnehmer zu
zahlen, werden die Unternehmen nur noch diejenigen
Jobs aufrecht erhalten, die auch die Arbeitskosten
wieder erwirtschaften. Ist die Produktivität niedriger,
wird der Job abgebaut und die Tätigkeit wandert in
die Schattenwirtschaft oder in Länder mit niedrigeren
Löhnen.

Man kann daher nur hoffen, dass die Diskussion um
die Mindestlöhne schnell wieder ad acta gelegt wird.
Die höheren Löhne erweisen sich bei näherem Hinse-
hen als leere populistische Versprechen, die Jobs
kosten, ohne die Einkommen der Geringqualifizierten
zu erhöhen. Das Niedriglohnsegment müssen wir
zulassen, um die Arbeitslosigkeit bei den Geringqua-
lifizierten endlich abzubauen. 
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Auch wenn es zunächst etwas haarspalterisch 
klingt: Das Problem ist nicht das Niedriglohnseg-
ment an sich, sondern das geringe Einkommen, 
das dort erzielt wird. Dieses Verteilungsproblem lässt

sich jedoch durch Lohnzuschüsse korrigieren,
während ein Mindestlohn weder das Verteilungs-
problem noch das Problem der Arbeitslosigkeit 
löst.


